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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 7a AL 154/06 B 

 

 

 
............................................................................. , 
 
 

Kläger, Antragsteller 
und Beschwerdeführer, 

 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 
 

Beklagte, Antragsgegnerin 
und Beschwerdegegnerin. 

 
 

 

 

Der 7a. Senat des Bundessozialgerichts hat am 9. Oktober 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof.  Dr.  U d s c h i n g   sowie die Richter   E i c h e r   

und   Dr.  K o l o c z e k   beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulas-

sung der Revision im Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom 24. Februar 2006 

Prozesskostenhilfe zu gewähren und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im oben bezeich-

neten Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Der Kläger hat am 11. September 2006 mit einem Schreiben vom 8. September 2006 gegen die 

Nichtzulassung der Revision in dem Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts (LSG) vom 

24. Februar 2006 sinngemäß Beschwerde eingelegt und ebenfalls sinngemäß zur Durchführung des 

Beschwerdeverfahrens die Bewilligung von Prozesskostenhilfe beantragt. 

 

Es kann dahinstehen, ob der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe und der damit verbunde-

nen Beiordnung eines Rechtsanwalts nach der am 6. Juni 2006 durch Einschreiben mit Rückschein in 

Ungarn erfolgten Zustellung vom Kläger fristwahrend beim Bundessozialgericht (BSG) gestellt wurde. 

Der Antrag ist jedenfalls abzulehnen. Einem Beteiligten kann nach § 73a Sozialgerichtsgesetz (SGG) 

iVm § 114 Zivilprozessordnung für das Beschwerdeverfahren vor dem Bundessozialgericht (BSG) nur 

dann Prozesskostenhilfe bewilligt werden, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende 

Aussicht auf Erfolg bietet. An dieser Voraussetzung fehlt es hier. Es ist nicht zu erkennen, dass ein 

beim BSG zugelassener Prozessbevollmächtigter (§ 166 Abs 2 SGG) in der Lage wäre, die vom 

Kläger angestrebte Nichtzulassungsbeschwerde erfolgreich zu begründen.  

 

Hinreichende Aussicht auf Erfolg böte die Rechtsverfolgung nur, wenn einer der drei in § 160 Abs 2 

SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe mit Erfolg geltend gemacht werden könnte; denn 

nur diese Gründe können zur Zulassung der Revision führen. Ein solcher Zulassungsgrund ist jedoch 

nach Lage der Akten nicht ersichtlich.  

 

Da dem Kläger keine Prozesskostenhilfe zusteht, war auch der damit verbundene Antrag auf Beiord-

nung eines Rechtsanwalts abzulehnen.  

 

Die von dem Kläger selbst eingelegte Beschwerde entspricht nicht den zwingenden gesetzlichen Vor-

schriften. Der Kläger muss sich vor dem BSG gemäß § 166 SGG durch einen zugelassenen Prozess-

bevollmächtigten vertreten lassen. Er kann eine Prozesshandlung rechtswirksam nicht vornehmen, 

folglich auch nicht selbst Beschwerde einlegen. Schon die Beschwerdeschrift muss von einem nach 

§ 166 Abs 2 SGG zugelassenen Prozessbevollmächtigten unterzeichnet sein. Hierauf hat das LSG 

den Kläger in der Rechtsmittelbelehrung des angefochtenen Urteils hingewiesen. Die nicht formge-

recht eingelegte Beschwerde ist deshalb nach § 160a Abs 4 Satz 2 iVm § 169 SGG als unzulässig zu 

verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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